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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) regelt gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 SGB V 
i.V.m. § 92 Absatz 6a Satz 1 SGB V das Nähere über die psychotherapeutisch behandlungs-
bedürftigen Krankheiten, die zur Krankenbehandlung geeigneten Verfahren, das Antrags- und 
Gutachterverfahren, die probatorischen Sitzungen sowie über Art, Umfang und Durchführung 
der Behandlung. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

2.1 Begründung der in der PT-RL vorgenommenen Änderungen 

Die Deutsche Gesellschaft für seelische Gesundheit bei Menschen mit geistiger Behinderung 
e.V. (DGSGB) und die Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. haben dem G-BA mit Schreiben 
vom 16.11.2015 bzw. vom 23.12.2015 Vorschläge zur Verbesserung der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung von Menschen mit einer geistigen Behinderung 
unterbreitet, die sie bei den Beratungen zur Strukturreform der Psychotherapie-Richtlinie zu 
berücksichtigen baten. Diese Vorschläge hat der Unterausschuss Psychotherapie (UA PT) 
zum Anlass genommen, hierzu ein Prüfverfahren nach 1. Kapitel § 7 Absatz 4 der 
Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) aufzunehmen. Es wurde beraten, ob über die in der 
Strukturreform bereits umgesetzten Vorschläge hinaus weitere Änderungen der PT-RL 
erfolgen sollten, um die ambulante psychotherapeutische Versorgung von Menschen mit einer 
geistigen Behinderung zu verbessern.  
 
Aus den Beratungen ergaben sich folgende Änderungen der PT-RL: 
Definition der Patientengruppe (§ 1 Absatz 4 PT-RL) 
Im Sinne der PT-RL umfasst die Bezeichnung Menschen mit einer geistigen Behinderung 
Personen mit einer Diagnose entsprechend des Abschnitts Intelligenzstörung (F70-F79) nach 
ICD-10.  
Der G-BA hat sich eingehend mit der Begrifflichkeit „geistige Behinderung“ befasst. Viele 
Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung lehnen die Formulierung „geistige 
Behinderung“ als diskriminierend ab. Eine nicht diskriminierende alternative Formulierung, die 
innerhalb von Wissenschaft, Politik und Gesellschaft Konsens findet, gibt es derzeit nicht. 
Betroffene nennen sich selbst oft Menschen mit Lernschwierigkeiten. Diese und andere 
alternative Bezeichnungen, wie beispielsweise „Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung“ 
sind jedoch wenig trennscharf und beschreiben einen deutlich erweiterten Personenkreis. Die 
genaue Beschreibung der Personengruppe, für die die im Folgenden dargestellten 
Änderungen gelten sollen, macht es daher notwendig, in der PT-RL die etablierte Bezeichnung 
„Menschen mit einer geistigen Behinderung“ zu verwenden. Sobald ein Konsens zu einer 
neuen, fachlichen treffenderen Bezeichnung gefunden würde, würde der G-BA eine Prüfung 
der Begrifflichkeit vornehmen. 
Die Beratungen haben ergeben, dass die Diagnosen F 70 - F79 nach ICD-10 eine 
operationalisierte Beschreibung des Personenkreises der Menschen mit einer geistigen 
Behinderung am ehesten abzubilden scheinen. Die hier benannten Diagnosen gelten bei 
Änderung der ICD entsprechend. 
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Einbeziehung von Bezugspersonen (§ 9, § 11, § 12, § 20 PT-RL) 
Bei Menschen mit einer geistigen Behinderung bestehen häufig spezifische Bedingungen der 
Wahrnehmung, der Problemerkennung, der Problemlösung und -umsetzung sowie der 
Beziehungsgestaltung und ggf. notwendigen Unterstützung im Alltag. Insofern kann es bei der 
psychotherapeutischen Behandlung und Diagnostik dieser Patientengruppe auch im 
Erwachsenenalter nötig sein, für die Behandlung der Störung relevante Bezugspersonen aus 
dem sozialen Umfeld einzubeziehen. Das soziale Umfeld beinhaltet auch die professionellen 
Unterstützungssysteme. Solche Bezugspersonen können z. B. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Diensten und Einrichtungen der Behindertenhilfe sein. 
Mit der Richtlinienänderung stehen für die Einbeziehung der Bezugspersonen von 
erwachsenen Menschen mit einer geistigen Behinderung weitere Therapieeinheiten im 
Rahmen der Psychotherapeutischen Sprechstunde, Probatorik und Rezidivprophylaxe zur 
Verfügung. 
Grundlage jeder psychotherapeutischen Behandlung ist ein Vertrauensverhältnis zwischen 
Therapeutin oder Therapeut gemäß § 1 Absatz 2 Psychotherapie-Richtlinie und Patientin oder 
Patient sowie ein transparentes und einvernehmliches Vorgehen hinsichtlich der Ziele und des 
Ablaufes einer Therapie. Daraus und aus dem Vertragsrecht sowie dem Berufsrecht der 
Therapeutinnen und Therapeuten folgt, dass die Einbeziehung von Bezugspersonen bei der 
Diagnostik und der Psychotherapie immer nur mit Einwilligung der Patientin oder des Patienten 
erfolgt. 
 
Zusätzliche Einheiten (§ 11, §12, § 14, § 27 PT-RL)  
Die psychotherapeutische Versorgung von Menschen mit einer geistigen Behinderung stellt 
besondere fachliche, organisatorische und zeitliche Anforderungen an die Diagnostik und 
Psychotherapie. Ein vermindertes Sprachverständnis, eingeschränkte oder unkonventionelle 
Ausdrucksmöglichkeiten können die Kommunikation erschweren. Diese spezifischen 
Bedingungen erfordern insbesondere zu Beginn einer therapeutischen Beziehung einen 
besonderen zeitlichen Aufwand. In der Diagnosephase ist zudem zu klären, was Zeichen einer 
psychischen Störung ist. Die Einbeziehung von Bezugspersonen aus dem persönlichen und 
dem sozialen Umfeld des Menschen mit einer geistigen Behinderung kann zur notwendigen 
Klärung beitragen. Hierfür sind insbesondere zu Beginn einer Behandlung zusätzliche zeitliche 
Ressourcen erforderlich. Im weiteren Behandlungsverlauf kann die Einbeziehung von 
Bezugspersonen in die psychotherapeutische Behandlung von Bedeutung sein. Die 
Umsetzung therapeutischer Inhalte kann bei Menschen mit einer geistigen Behinderung durch 
die Einbeziehung von Bezugspersonen unterstützt werden. Insofern kann es bei der 
diagnostischen Einschätzung dieser Patientengruppe auch im Erwachsenenalter nötig sein, 
bis zu 250 Minuten Sprechstunde zur Verfügung zu haben und für die diagnostische 
Einschätzung der Störung und ihre Wechselwirkungen mit dem sozialen Umfeld relevante 
Bezugspersonen auch aus dem sozialen Umfeld einzubeziehen. Dieses beinhaltet auch die 
professionellen Unterstützungssysteme. § 27 Absatz 4 Satz 2 PT-RL trägt der Tatsache 
Rechnung, dass bei erwachsenen Menschen mit einer geistigen Behinderung die Stunden für 
die Bezugspersonen nicht auf das Gesamtkontingent angerechnet werden. 
Die Regelung in § 20 Nummer 6 Psychotherapie-Richtlinie bedeutet nicht, dass die 
Gruppentherapie ausschließlich mit Menschen mit einer geistigen Behinderung durchgeführt 
werden muss. 
Für Menschen mit einer geistigen Behinderung gelten in Bezug auf die in § 29 Psychotherapie-
Richtlinie benannten Kontingente die in § 1 Absatz 4 Psychotherapie-Richtlinie genannten 
Altersgruppen. 
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Weitere Änderung 
§ 26 Absatz 2 Nummer 2 
Einem Hinweis gemäß 1. Kapitel § 7 Absatz 4 VerfO folgend wird das Wort „Missbildungen“ 
durch das Wort „Fehlbildungen“ ersetzt, da der Begriff „Missbildungen“ als diskriminierend und 
unzeitgemäß angesehen wird.  

2.2 Würdigung der Stellungnahmen  

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet und in die 
Entscheidungen einbezogen. Im Ergebnis der Auswertung wurde folgende Einfügung in § 27 
Absatz 4 Satz 2 PT‐RL im Beschlussentwurf vorgenommen: 
„Bei der Psychotherapie von Erwachsenen mit Ausnahme von Menschen mit einer 
geistigen Behinderung werden die entsprechenden Stunden auf das Gesamtkontingent 
angerechnet.“ (Einfügung im Fettdruck hervorgehoben). 
Das Stellungnahmeverfahren ist in Kapitel 5 dokumentiert. 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten. 

4. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Verfahrensschritte 
03.05.2017 UA PT Einrichtung der Arbeitsgruppe „Psychotherapie 

Fragestellung geistige Behinderung“  

24.05.2018 UA PT Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach § 91 
Absatz 5 bzw. 5a SGB V  

19.07.2018 AG PT 
Fragestellung gB 

Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

18.09.2018 UA PT Mündliche Stellungnahmen (Anhörung) und Würdigung 
der Stellungnahmen 

18.09.2018 UA PT Abschließende Beratung von Beschlussentwurf und 
Tragenden Gründen 

18.10.2018 Plenum Beschlussfassung 

05.12.2018 BMG Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Absatz 1 SGB V 

20.12.2018 BAnz Veröffentlichung des Beschlusses 

21.12.2018  Inkrafttreten des Beschlusses  

 
  



5 

Berlin, den 18. Oktober 2018 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken  
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5. Anhang: Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens    

5.1 Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme erteilt wurde sowie Übersicht der fristgerecht eingegangenen 
schriftlichen Stellungnahmen 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Absatz 1 Satz 
2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA 
(VerfO) in seiner Sitzung am 24. Mai 2018 beschlossen, ein Stellungnahmeverfahren nach 
§ 91 Absatz 5 SGB V vor seiner Entscheidung über eine Änderung der Psychotherapie-
Richtlinie einzuleiten. Der Bundesärztekammer sowie der Bundespsychotherapeutenkammer 
wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von vier Wochen zur beabsichtigten 
Änderung der Psychotherapie-Richtlinie Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmefrist endete 
am 22. Juni 2018. 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 22.06.2018 Verzicht mündliche 
Anhörung 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 21.06.2018  
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5.2 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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5.3 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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5.4 Eingegangene schriftliche Stellungnahmen 
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5.5 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK); fristgerecht eingegangen am 21.6.2018 

Nr. Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschlussentwurf 

1 Stellungnahme S. 6: 

Streichung der vorgesehenen Einfügung § 14 Absatz 3 Satz 3 PT‐RL 
und stattdessen Einfügung folgender Sätze 5 und 6 in § 14 Absatz 3: 
„Bei der Behandlung von Menschen mit einer geistigen Behinderung 
kann im Anschluss an eine Langzeittherapie eine Rezidivprophylaxe 
im Umfang von bis zu 20 Stunden durchgeführt werden. Die 
Rezidivprophylaxe bei Menschen mit einer geistigen Behinderung wird 
neben dem bewilligten Gesamtkontingent einer Langzeittherapie 
erbracht.“ 

Begründung: 
In der Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer geistigen 
Behinderung ist vor dem Hintergrund eines insgesamt erhöhten 
Zeitbedarfs für die psychotherapeutische Behandlung davon 
auszugehen, dass die Therapiekontingente in vielen Fällen bereits für 
die Behandlung der Patientin bzw. des Patienten benötigt werden und 
gerade für diese Gruppe von Patientinnen und Patienten zur Sicherung 
des langfristigen Therapieerfolgs die Rezidivprophylaxe nicht zulasten 
des bewilligten Gesamtkontingents durchgeführt werden muss, 
sondern aus einem zusätzlichen eigenen Leistungskontingent erbracht 
werden kann. 

Kenntnisnahme, keine Änderung 
Hintergrund:  
Ein zusätzliches Kontingent für die 
Realisierung der Rezidivprophylaxe bei 
Menschen mit einer geistigen 
Behinderung entspräche der 
Überschreitung der Höchstgrenzen des 
festgelegten Therapieumfangs. In 
begründeten Ausnahmen, welche auch 
die geschilderten Konstellationen für 
Menschen mit einer geistigen 
Behinderung umfassen können, ist dies 
bereits durch die Regelungen der 
Psychotherapie-Richtlinie gemäß § 29 
abgebildet.   
   
 

 

2 Folgeänderung zu Nr. 1 in § 32 Satz 1 PT-RL: 
„Leistungen gemäß § 13 und § 14 Abs. 3 Satz 5 bedürfen einer 
Anzeige gegenüber der Krankenkasse.“  
(Änderungen fett hervorgehoben) 
Begründung: siehe Nr. 1 

vergleiche Nr. 1 
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Nr. Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschlussentwurf 

3 Stellungnahme S. 8 

Änderung § 27 Absatz 4 Satz 2 PT‐RL: 
„Bei der Psychotherapie von Erwachsenen werden mit Ausnahme der 
Patientinnen und Patienten mit einer geistigen Behinderung die 
entsprechenden Stunden auf das Gesamtkontingent angerechnet.“ 
(Änderungen fett hervorgehoben) 

Begründung:  
Gemäß § 27 Absatz 4 PT-RL werden aktuell bei der Psychotherapie 
von Erwachsenen die entsprechenden Stunden für die Einbeziehung 
von relevanten Bezugspersonen auf das Gesamtkontingent 
angerechnet. Die bisherige Regelung würde dem Anliegen 
zusätzlicher Therapieeinheiten für die Einbeziehung von 
Bezugspersonen in die Einzel- oder Gruppenpsychotherapie bei 
Menschen mit einer geistigen Behinderung entgegenstehen. 

Anpassung  
 

Änderung § 27 Absatz 
4 Satz 2 PT‐RL: 
„Bei der 
Psychotherapie von 
Erwachsenen mit 
Ausnahme von 
Menschen mit einer 
geistigen 
Behinderung werden 
die entsprechenden 
Stunden auf das 
Gesamtkontingent 
angerechnet.“ 
(Änderungen fett 
hervorgehoben) 

4 Stellungnahme S. 8 

Einfügung § 27 Absatz 4 Satz 3 PT-RL: 
„Das Nähere zur Hinzurechnung von Therapieeinheiten für die 
Einbeziehung von Bezugspersonen in die Behandlung von Kindern 
und Jugendlichen sowie die Behandlung von Menschen mit einer 
geistigen Behinderung zu den Stunden des bewilligten 
Gesamtkontingents wird in der Psychotherapie‐Vereinbarung 
geregelt.“ 

Begründung: siehe Nr. 3 

Kenntnisnahme, keine Änderung 
Hintergrund: 
Allgemeine Festlegungen zur 
Einbeziehung von Bezugspersonen 
über den Personenkreis von Menschen 
mit einer geistigen Behinderung hinaus 
waren nicht Gegenstand der 
Beratungen.  
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Nr. Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschlussentwurf 

5 Stellungnahme S. 9 

Anfügung der Sätze 3 und 4 in § 13 Absatz 2 PT-RL: 
„Die für diese Einbeziehung vorgesehene Anzahl der 
Therapieeinheiten soll in der Akutbehandlung ein Verhältnis von 1:4 
zur Anzahl der Therapieeinheiten der Versicherten oder des 
Versicherten nicht überschreiten. Die in diesem Verhältnis für die 
Einbeziehung der Bezugspersonen gemäß § 32 angezeigte Anzahl der 
Therapieeinheiten ist bei der Behandlung von Menschen mit einer 
geistigen Behinderung der Anzahl der Therapieeinheiten für die 
Akutbehandlung der Versicherten oder des Versicherten 
hinzuzurechnen.“ 

Begründung:  
Es fehlt in dem Beschlussentwurf des Unterausschusses 
Psychotherapie an einer Regelung, die dem besonderen Zeitbedarf 
und der notwendigen Einbeziehung von Bezugspersonen in die 
psychotherapeutische Behandlung dieser Gruppe von Patientinnen 
und Patienten im Rahmen der psychotherapeutischen Akutbehandlung 
gerecht wird. … 

Da sich die Regelung in § 11 Absatz 10 der Psychotherapie‐
Vereinbarung jedoch ausschließlich auf die antrags‐ und 
genehmigungspflichtige Psychotherapie bezieht, von der die 
Akutbehandlung nicht umfasst ist, sollte nach Auffassung der BPtK 
hierfür die gebotene Regelung in der Psychotherapie‐Richtlinie selbst 
ergänzt werden. 

Kenntnisnahme, keine Änderung 
Hintergrund:  
Allgemeine Festlegungen zur 
Einbeziehung von Bezugspersonen 
über den Personenkreis von Menschen 
mit einer geistigen Behinderung hinaus 
waren nicht Gegenstand der 
Beratungen.  
 

 

 
 
 
 



30 

 
Bundesärztekammer (BÄK), fristgerecht eingegangen am 22.6.2018 

Nr. Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung 
1 Stellungnahme S.2 

„Die Bundesärztekammer unterstützt die vorgesehenen Änderungen umfänglich und hat keine Einwände oder Veränderungsvorschläge. 
Sie begrüßt die Verbesserung der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung von Menschen mit einer geistigen Behinderung 
ausdrücklich.“ 

 
 



 

5.6 Mündliche Anhörung und Wortprotokoll 

Mündliche Anhörung  

 

Psychotherapie-Richtlinie: 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 

Zusätzliche Regelungen für Menschen mit einer geistigen 
Behinderung 

Sitzung im Hause des Gemeinsamen Bundesausschusses in Berlin 
am 18. September 2018 
von 11.02 Uhr bis 11.14 Uhr 

– Stenografisches Wortprotokoll – 
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Angemeldeter Teilnehmer für die Bundespsychotherapeutenkammer Berlin (BPtK): 
Herr Harfst 



 

Beginn der Anhörung: 11.02 Uhr 
(Der angemeldete Teilnehmer betritt den Raum) 

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Lieber Herr Harfst, herzlich willkommen in unserer Mitte! 
Schön, dass Sie da sind. Ich begrüße Sie ganz herzlich zur Anhörung zur Änderung der 
Psychotherapie-Richtlinie im Hinblick auf die Aufnahme von zusätzlichen Regelungen für 
Menschen mit einer geistigen Behinderung. Wir bedanken uns für die schriftliche 
Stellungnahme. Ich möchte vorab den Punkt erwähnen – man hat mich ermutigt, das zu sagen 
–, dass wir uns für Ihre Korrektur im Hinblick auf § 27 bedanken, insbesondere auch im Namen 
der Geschäftsstelle sowie aller Trägerorganisationen und der Patientenvertretung. Das haben 
wir selbstverständlich aufgenommen. – Das vorweg. Ansonsten haben Sie das Wort, Herr 
Harfst.  

Herr Harfst (BPtK): Herzlichen Dank, Frau Lelgemann, vielen Dank für die Möglichkeit, kurz 
unsere Stellungnahme zu erläutern. Dieser eine Punkt ist offenkundig genau in dem Sinne 
verstanden worden, wie wir das gedacht hatten. 

Wir begrüßen die Initiative des G-BA – es ist eine Initiative der Fachgesellschaft –, eine 
entsprechende Anpassung der Reglungen in der Psychotherapie-Richtlinie vorzunehmen, die 
es ermöglichen soll, Menschen mit geistiger Behinderung in der ambulanten Versorgung 
besser psychotherapeutisch zu versorgen. Wir finden den Ansatz sachgerecht, den Sie 
gewählt haben, sich im Großen und Ganzen insbesondere an den Reglungen für die 
Behandlung von Kindern und Jugendlichen zu orientieren und entsprechende Anpassungen 
vorzunehmen, um dem erhöhten Leistungsbedarf in der Behandlung von Menschen mit 
geistiger Behinderung – darüber besteht Konsens – gerecht zu werden, der sowohl im Bereich 
der Diagnostik als auch im Bereich der Behandlung selbst besteht, im Therapieverlauf, dass 
zum einen sicherlich ein stärkerer Einbezug von Bezugspersonen erforderlich ist als bei 
erwachsenen Menschen mit geistiger Behinderung. An dieser Stelle ist die Lücke.  

Neben dem Einbezug sehen wir auch die Notwendigkeit, dem erhöhten Leistungsbedarf 
gerecht zu werden, der dadurch entsteht, dass besondere Anforderungen an die Behandlung 
dieser Patientengruppe besteht und kommunikative Prozesse entsprechend angepasst 
werden müssen, dass es in vielen Fällen länger dauert, bis manche therapeutische Inhalte 
vermittelt werden oder die nötigen diagnostischen Befunde mit der erforderlichen Validität 
zusammengetragen worden sind. 

Wie Sie wissen, sehen wir in zwei Bereichen noch weiteren Anpassungsbedarf, der das für 
das entsprechende Leistungsspektrum fortführen würde. Das eine ist die Akutbehandlung. Wir 
sehen, dass der Einbezug von Bezugspersonen dringend erforderlich ist. Stellen Sie sich vor, 
Sie haben eine Patientin, die nach einer suizidalen Krise im Krankenhaus war und entlassen 
wird, bei der sich eine Akutbehandlung anschließen soll. Das wird nur funktionieren, wenn die 
relevanten Bezugspersonen in die weitere Behandlung eng eingebunden werden können. Das 
sind bei Menschen, die in bestimmten Einrichtungen wohnen, die dort tätigen Betreuer, die 
man in die Therapie einbeziehen sollte, um zu schauen: Was sind die relevanten auslösenden 
Faktoren? Wie kann man in dem entsprechenden Umfeld, in dem der Patient lebt, die nötigen 
Änderungen herbeiführen, die helfen, eine weitere Stabilisierung zu erreichen und eine 
erneute Krankenhausaufnahme zu verhindern?  

Das ist eines von vielen Beispielen, die man an dieser Stelle aufführen könnte, wo wir sehen: 
Dem sollte wie auch bei der klassischen Richtlinien-Psychotherapie Rechnung getragen 
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werden. Wir haben den Beschlussentwurf so verstanden, dass von den Partnern des 
Bundesmantelvertrags angedacht ist, das nachher in der Psychotherapie-Vereinbarung so 
umzusetzen, dass das auch für die Akutbehandlung so möglich wird.  

Der andere Punkt betrifft die Rezidivprophylaxe. Hier sehen wir aus unserer Perspektive eine 
elegante Lösungsmöglichkeit, dem erhöhten Leistungsbedarf bei Patienten mit geistiger 
Behinderung gerecht zu werden, ohne dass man die große Kontingentdiskussion lostritt, wenn 
es um die Stabilisierung von erreichten Therapieerfolgen geht, die typischerweise mehr 
Therapiestunden benötigen werden, als das bei den klassischen Psychotherapiepatienten der 
Fall ist. Insofern wäre es eine gute Möglichkeit, die Rezidivprophylaxe nicht auf das Kontingent 
der Langzeittherapie anzurechnen, sondern das sozusagen neben dem zu nutzen und das 
über ein Anzeigeverfahren zu regeln, um einen vernünftigen Weg zu haben. Die 
entsprechenden Regelungsvorschläge haben wir Ihnen in der schriftlichen Stellungnahme 
dargelegt. – So weit zunächst.  

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank für die Klarstellung und die präzisen 
Ausführungen. – Dann eröffne ich die Runde für weitere Fragen, Anmerkungen, Diskussionen 
insbesondere mit Herrn Harfst, wenn er schon da ist. – Diejenigen, die im Unterausschuss 
Methodenbewertung sind, wissen schon, dass ich mich immer freue, wenn eine Diskussion 
zustande kommt. Wer möchte? – Keiner?  

PatV: Wir haben im Vorgespräch kurz überlegt, dass es eine erfreuliche Entwicklung ist, dass 
es im hohen Konsens, wie mir berichtet wurde, zu einer guten neuen Formulierung kommen 
wird. Wir haben uns überlegt: Wie kommt es in die Praxis? Das ist jetzt kein 
Diskussionsbeitrag, sondern mehr eine Bitte an Herrn Harfst, darauf hinzuwirken, dass das 
auch in den Ausbildungsgängen entsprechenden Niederschlag findet, denn es nützt nichts, 
wenn etwas erlaubt wird, was dann keiner macht.  

Herr Harfst (BPtK): Das ist völlig richtig, das muss natürlich seinen Niederschlag in der 
Ausbildung finden. Wir sehen es auch als Notwendigkeit an, dass es im Bereich der 
Fortbildung auch für all die niedergelassenen Kollegen entsprechende Angebote geben muss. 
Es gibt in Berlin eine Initiative, in der ein entsprechendes Fortbildungscurriculum für die 
Psychiatrie für Menschen mit geistiger Behinderung entwickelt wurde. Es ist das Anliegen, das 
in die Fläche zu bringen, dass die bestehenden Barrieren aufseiten der Psychotherapeuten 
thematisiert werden. In unserer Stellungnahme ist dezent angeklungen, dass es jenseits der 
Richtlinie entsprechender Initiativen bedarf und dass in diesem Zuge aufseiten der 
Psychotherapeuten Barrieren bestehen. Die sollten abgebaut werden, damit diese 
Patientengruppe besser versorgt werden kann.  

Ich kann noch auf unsere Kooperation mit Special Olympics Deutschland verweisen, die ein 
neues Modul im Rahmen der Spiele für Menschen mit geistiger Behinderung haben, wo es um 
die psychische Gesundheit geht. Auch da engagiert sich unsere Berufsgruppe, damit ein 
niederschwelliger Zugang gefunden wird und dieses Thema in allen Köpfen ist. Es ist für uns 
ein zentrales Anliegen, dass sich da etwas bewegt.  

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. – Die Patientenvertretung.  

PatV: Auch meinerseits – ich war an der AG beteiligt – herzlichen Dank an alle Mitwirkenden. 
Ich fand, das war eine sehr konstruktive AG, in der wir dieses Ergebnis erreichen konnten. Als 
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Patientenvertreterin gerade für Menschen mit geistiger Behinderung bin ich sehr froh, dass wir 
diesen ersten Schritt gemacht haben, dass die Menschen eine bessere Versorgung erlangen 
können. Ich kann nur unterstreichen, was mein Vorredner gesagt hat: Das Problem in der 
Versorgung bleibt erst einmal bestehen. Wir würden uns sehr freuen, wenn wir gemeinsam 
weitere Lösungen finden, sowohl für die erwachsenen Menschen mit geistiger Behinderung 
als auch für die Kinder. Das sprengt jetzt ein bisschen den Rahmen; es ist in der Richtlinie 
nicht enthalten. Aber auch Kinder mit geistiger Behinderung sind in diesem Bereich deutlich 
unterversorgt. Wir würden uns freuen, wenn wir gemeinsam Wege finden, wie wir aus diesem 
Versorgungsengpass herauskommen.  

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. – Herr Harfst.  

Herr Harfst (BPtK): Vielleicht zur Klarstellung, weil das vorhin vielleicht ein bisschen 
missverständlich war. Die meisten Regelungsänderungen beziehen sich auf erwachsene 
Menschen mit geistiger Behinderung. Aber unsere Vorschläge insbesondere zur 
Akutbehandlung und zur Rezidivprophylaxe sind solche, die den besonderen Erfordernissen 
bei der Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit geistiger Behinderung gerecht werden 
würden und einen ersten weiteren Schritt darstellen. Das, was man auf der Ebene der 
Richtlinie machen kann, ist nur ein kleiner Teil. Da sind wir uns alle einig.  

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. – Weitere Anmerkungen oder Fragen? – 
Ich glaube, das ist in so großen Konsens entschieden worden – so hat man es mir berichtet –
, und alle sind froh über das, was erreicht worden ist, sodass sich das darin widerspiegelt, 
dass kein großer Diskussionsbedarf da ist.  

An dieser Stelle ganz herzlichen Dank, Herr Harfst! Wir haben kein schlechtes Gewissen, weil 
Sie ja aus Berlin kommen.  

(Heiterkeit) 

Herr Harfst (BPtK): Herzlichen Dank meinerseits für die Möglichkeit der Anhörung und gute 
Beratungen weiterhin! 

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Wir bedanken uns ganz herzlich.  

Schluss der Anhörung: 11.14 Uhr 
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